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INHALT

WENN DER WUNSCHURLAUB  
ABGELEHNT WIRD
Erholungsurlaub lässt sich oft nicht kurz-
fristig planen. Ferienzeiten, familiäre Ver-
pflichtungen und steigende Reisekosten 
machen es für viele Arbeitnehmer*innen 
notwendig, ihre freien Tage länger im 
Voraus festzulegen. Doch was gilt, wenn 
der Arbeitgeber den gewünschten Urlaub 
ablehnt? In unserem FAQ erklären wir, wel-
che Mittel Beschäftigte haben, wenn der 
Urlaub abgelehnt wird. 

Auf ein Wort. Seite 2

RECHT SO! – DAS MAGAZIN DER  
DGB RECHTSSCHUTZ GMBH berichtet  
aus der Arbeitswelt des gewerkschaftlichen 
Rechtsschutzes und stellt aktuelle Urteile 
vor. Dreimal im Jahr gibt unser Magazin 
Einblicke in unsere Unternehmenskultur, 
zeigt unser Wirken auf vielen Ebenen und 
informiert über wichtige Aspekte im deut-
schen Arbeits-, Sozial- und Beamtenrecht. 
Im Fokus stehen darüber hinaus ein Schwer-
punktthema sowie ein Interview zu einem 
gesellschaftlich relevanten Thema. 

Viel Freude beim Lesen!

TITELTHEMA: WAS LANGE WÄHRT
Vier Jahre voller Existenzsorgen, Hoffen und 
Bangen liegen hinter einem Beschäftigten, 
dessen Leben durch die schweren gesund-
heitlichen Folgen einer COVID-19-Infektion 
am Arbeitsplatz aus der Bahn geworfen 
wurde. Ob diese ein Arbeitsunfall war, stand 
im Mittelpunkt der Auseinandersetzung vor 
Gericht. Mit Unterstützung des DGB Rechts-
schutzbüros Ludwigshafen und einem mu-
tigen Arbeitskollegen hatte er nun vor dem 
Landessozialgericht Rheinland-Pfalz Erfolg. 

Unser Urteil. Seite 3



RECHT SO! #2 | 2026

DGBRECHTSSCHUTZ.DE2

Urlaubswünsche anderer entgegenstehen. 
Nicht jede Ablehnung ist rechtlich haltbar. 
Wichtig ist aber auch: Urlaub darf grund-
sätzlich nicht eigenmächtig angetreten 
werden. Wer Zweifel hat, sollte sich früh-
zeitig beraten lassen. Kommt keine Eini-
gung zustande, kann der Urlaubsanspruch 
auch gerichtlich durchgesetzt werden.

Autor: Simon Krappmann, Kommunika-
tionsmanager beim DGB Rechtsschutz, 
Hauptverwaltung Frankfurt am Main

Auf ein Wort

Zwei Schmuckstücke gaben den Anlass, eine langjährig Beschäftigte außerordentlich zu kündigen. 
Praktisch für den insolventen Arbeitgeber: Im Unternehmen liefen eigentlich betriebsbedingte 
Kündigungen, die eine Abfindungszahlung enthielten. 

Erholungsurlaub lässt sich oft nicht kurzfris-
tig planen. Ferienzeiten, familiäre Verpflich-
tungen und steigende Reisekosten machen 
es für viele Arbeitnehmer*innen notwendig, 
ihre freien Tage länger im Voraus festzule-
gen. Doch was gilt, wenn der Arbeitgeber 
den gewünschten Urlaub ablehnt?

Haben Beschäftigte Anspruch auf 
ihren gewünschten Urlaub?
Grundsätzlich ja. Nach dem Bundesur-
laubsgesetz sind Urlaubswünsche von 
Arbeitnehmer*innen zu berücksichtigen. 
Gerade wenn freie Tage lange im Voraus 
geplant werden müssen, empfiehlt es sich, 
den Urlaub frühzeitig mit Kolleg*innen ab-
zustimmen und zu beantragen. Wer dies 
tut, kann prinzipiell erwarten, dass sein 
Wunsch berücksichtigt wird. Arbeitgeber 
dürfen einen Urlaubsantrag nicht ohne 
einen sachlichen Grund ablehnen.

Wann darf der Arbeitgeber Urlaub 
ablehnen?
Eine Ablehnung ist möglich, wenn drin-
gende betriebliche Belange entgegen-
stehen oder Urlaubswünsche anderer 
Beschäftigter Vorrang haben. Das kann 

FAQ: Urlaubsantrag

Wenn der Wunschurlaub abgelehnt wird

etwa der Fall sein, wenn wichtige Betriebs- 
abläufe gefährdet wären. Arbeitgeber 
müssen solche Gründe jedoch nachvoll-
ziehbar darlegen können. Allgemeine 
Hinweise auf Arbeitsbelastung oder Perso-
nalmangel reichen nicht aus.

Was kann ich bei der Ablehnung tun?
Betroffene sollten sich die Gründe für 
die Ablehnung genau erklären lassen 
und prüfen, ob tatsächlich dringende 
betriebliche Belange oder vorrangige 

Zeugen und knappe Informationen an 
den Betriebsrat sollten die Kündigung aus 
Arbeitgebersicht rechtfertigen. Der DGB 
Rechtsschutz in Augsburg half der Kollegin. 

Betriebsratsanhörung entscheidend
Während das Arbeitsgericht die Kündi-
gungsschutzklage ablehnte, folgte das 
Landesarbeitsgericht München den Un-
terstellungen des Arbeitgebers nicht. Die 
Richter*innen erklärten die Kündigung 
bereits für unwirksam, weil der Betriebs-
rat nicht ordnungsgemäß nach § 102 
Abs. 1 BetrVG angehört worden war. Dem 
Betriebsrat wurde lediglich eine knappe, 
undatierte Aktennotiz sowie ein Hinweis 

Zwischen den Zeilen

Missverständnis oder Vorsatz?

Vor der endgültigen Betriebsschließung 
des Warenhauses in Augsburg fand ein 
umfassender Räumungsverkauf statt. Hier 
profitierten die Beschäftigten durch Preis-
nachlässe. Eine Verkäuferin wollte diese 
nutzen und hatte ihren Mann in den Laden 
bestellt, der mehrere Schmuckstücke 
kaufen sollte. Bei zwei Teilen gab es aber 
ein Problem, das die Verkäuferin selbst 
beheben wollte. Offensichtlich zu spät – 
oder eben eine gute Gelegenheit für die Ar-
beitgeber-Seite. Der Filialleiter behauptete 
pauschal, sie wollte den Schmuck entwen-
den. Dass die Betroffene zwei Zeuginnen 
benennen konnte, die ihre Version zum 
Vorfall stützten, interessierte nicht. Eigene 

auf ergänzende mündliche Informationen 
übermittelt. Weder enthielt die Anhörung 
Angaben zu den Sozialdaten der Klägerin 
noch zur Interessenabwägung oder eine 
nachvollziehbare Darstellung. Doch auch 
bei schwerwiegenden Verstößen ist eine 
ordentliche Anhörung des Betriebsrats ent-
scheidend. Zum Glück für die Verkäuferin, 
die sich viel Ärger wegen zweier Schmuck-
stücke gerne gespart hätte.

Landesarbeitsgericht München, Urteil 
vom 25. Februar 2026, Az.: 5 SLa 391/25

Autor: Philip Le Butt, Jurist im 
DGB Rechtsschutzbüro Braunschweig 

KI
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Unser Urteil

ANERKENNTNIS ARBEITSUNFALL   Vier Jahre voller Existenzsorgen, Hoffen und Bangen liegen  
hinter einem Beschäftigten, dessen Leben durch die schweren gesundheitlichen Folgen einer 
COVID-19-Infektion am Arbeitsplatz aus der Bahn geworfen wurde. Während die Pandemie für 
die meisten Menschen längst Vergangenheit ist, kämpfte er weiter für sein Recht. Mit Unterstüt-
zung des DGB Rechtsschutzbüros Ludwigshafen und einem mutigen Arbeitskollegen hatte er 
nun vor dem Landessozialgericht Rheinland-Pfalz Erfolg. 

COVID-19-Infektion als Arbeitsunfall

Was lange währt, wird endlich gut

Der Weg zu diesem Urteil glich einem Ner-
venkrimi. Denn zunächst verweigerte die 
Berufsgenossenschaft die Anerkennung 
der Coronainfektion als Arbeitsunfall. Auch 
das Sozialgericht wies die anschließende 
Klage ab mit dem Argument, es fehle an 
einer erforderlichen sogenannten „Index-
person“. Es brauchte also den Nachweis 
einer an COVID-19 erkrankten Person im 
Betrieb, mit welcher der Beschäftigte im 
entsprechenden Zeitfenster einen intensi-
ven und direkten Kontakt hatte. Im vorlie-
genden Fall hieß das konkret: Der Kontakt 
musste länger als 15 Minuten stattgefun-
den haben bei weniger als zwei Metern 
Abstand ohne adäquaten Mund-Nasen-
Schutz. Nach über vier Jahren Verfahrens-
dauer schien die Beweisführung unmöglich.

Gewerkschaftlicher Rechtsschutz 
weicht nicht zurück 
Doch Aufgeben war für den Beschäftigten 
und das DGB Rechtsschutzbüro Ludwigs-
hafen keine Option. Erst im Rahmen des 
Berufungsverfahrens konnte ein Arbeits-
kollege ausfindig gemacht werden, der 
als Indexperson in Betracht kam. Die ärzt-
lichen Atteste und die zeitlichen Abläufe 
im Betrieb bestätigten die Annahme einer 
Ansteckung am Arbeitsplatz. 

Die mündliche Verhandlung vor dem 
Landessozialgericht Rheinland-Pfalz sollte 
den Fall entscheiden. Gut vorbereitet 
auf die Situation schilderte zunächst der 
betroffene Kläger die damaligen Abläufe, 
Sicherheitsvorkehrungen und Begegnun-
gen mit dem Arbeitskollegen und Zeugen 
im Betrieb. 

In der folgenden Vernehmung konnte 
der Zeuge die damaligen Kontaktsituati-
onen mit dem Kläger vor Ort ausreichend 
präzise und glaubhaft schildern, wobei er 
auch Erinnerungslücken offen und ehrlich 
zu Protokoll gab.

Warten auf die Entscheidung
Nach der Zeugenvernehmung nahm sich 
das Gericht über 45 Minuten Zeit, die 
bisherigen Erkenntnisse aus der Verhand-
lung in einer Beratungsunterbrechung zu 
erörtern. Für den Kläger erneut Hoffen 
und Bangen, dann kam die erlösende Ver-
kündung des Zwischenergebnisses: Das 
Gericht war nach der Beweisaufnahme 
von einer Infektion am Arbeitsplatz 
überzeugt. 

An die Vertretung der Berufsgenossen-
schaft gerichtet, wie sie damit umgehen 
wolle, gab diese ein vollständiges Aner-
kenntnis ab und erkannte in der Verhand-
lung den Arbeitsunfall an. Damit fand der 
Rechtsstreit nach Annahme des Aner-
kenntnisses durch den Kläger sein soforti-
ges und erfolgreiches Ende. 

Autorin: Jasmin Marzoll, Juristin  
im DGB Rechtsschutzbüro Ludwigshafen

Was bedeutet „Anerkenntnis“ vor Gericht?
Ein sozialgerichtliches Verfahren muss nicht immer mit einem richterlichen Urteil 
enden. Ein weiterer Weg zum Erfolg ist das Anerkenntnis:
•	 Das Prinzip: Die beklagte Behörde (zum Beispiel die Berufsgenossenschaft) 

gibt während des Verfahrens freiwillig nach und erkennt den geltend gemachten 
Anspruch an.

•	 Das Ergebnis: Die klagende Partei nimmt das Anerkenntnis an – damit ist der 
Rechtsstreit sofort erfolgreich und rechtskräftig beendet.

•	 Der große Vorteil: Da die Behörde selbst einlenkt, kann sie keine Rechtsmittel 
mehr einlegen.

GUT ZU WISSEN

Jasmin Marzoll und ihr Mandant hielten 
lange durch. Letztlich brauchte es die 
Aussagen eines Kollegen als Index-
person, um die Coronainfektion als 
Arbeitsunfall nachzuweisen. Vier Jahre 
lang zog sich die Auseinandersetzung, 
die nicht nur bei dem Kollegen Spuren 
hinterließ. 
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Schwerpunkt

BENACHTEILIGUNGSVERBOT VON TEILZEITBESCHÄFTIGTEN   Ein hohes Gut im Teilzeit- und Befristungsge-
setz (TzBfG) ist das Diskriminierungsverbot von Teilzeitbeschäftigten gegenüber vergleichbaren 
Beschäftigten. Darum drehen sich immer wieder Auseinandersetzungen vor Gericht. Warum das 
wichtig ist, belegen wir anhand von zwei Fällen, die in ihrer Wirkung von hoher Bedeutung sind.

Gleiche Rechte auch in Teilzeit

Ein teilzeitbeschäftigter Rettungssanitä-
ter klagte auf Zahlung des Tariflohns, den 
seine vollzeitbeschäftigten Kolleg*innen 
erhalten – unterstützt durch Axel Schaefer 
vom DGB Rechtsschutzbüro Ludwigshafen. 
Seine Arbeitgeberin ist an den DRK-Rah-
mentarifvertrag gebunden. Sie beschäftigt 
fest angestelltes, hauptamtliches Personal 

– und daneben „zeitgeringfügig“ Beschäf-
tigte wie den Kläger. Diese werden über 
Rahmenverträge ohne garantierte Beschäf-
tigungspflicht eingesetzt. Einzeldienste 
übernehmen sie nach Vereinbarung, be-
grenzt auf maximal 50 Schichten pro Jahr.

Rahmenvertrag als Umgehung
Für seine Dienste zwischen Oktober 2023 
und Dezember 2024 hatte der Mandant 
insgesamt 256,69 Euro brutto als Differenz 
zur tariflichen Vergütung eingefordert. Au-
ßerdem wollte er für einen 10-stündigen 
Dienst an einem Sonntag den tariflichen 
Sonntagszuschlag in Höhe von 40 Euro aus-
geglichen haben. Die Arbeitgeberin lehnte 
seine Forderungen ab. Der DRK-TV gelte 
explizit nicht für geringfügig Beschäftigte, 
also Minijobber, wie der Kläger einer sei. 
Das bestätigte zunächst das Arbeitsgericht 
Ludwigshafen und verwies darauf, dass er 
ein „zeitgeringfügig Beschäftigter“ nach 
§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV sei. Und diese seien 
durch den DRK-Rahmentarifvertrag von der 
Tarifbindung ausgenommen.

Keine „Zeitgeringfügigkeit“ bei regel- 
mäßigem Einsatz
Axel Schaefer setzte die Ansprüche seines 
Mandanten schließlich vor dem Landesar-
beitsgericht Rheinland-Pfalz durch: „Die 
Ausnahmeregelung griff nur bei ‚zeitge-
ringfügiger‘ Beschäftigung im Sinne von  
§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV. Dies lag hier gerade 
aber nicht vor“, so der Jurist. Der Kläger 
übte seine Tätigkeit nicht nur gelegent-
lich aus, sondern regelmäßig. Für diese 
Regelmäßigkeit verlangten die Richter*in-
nen keine vertragliche Festlegung jedes 
einzelnen Einsatzes. Es genügt, wenn die 
Beschäftigung von vornherein auf stän-
dige Wiederholung angelegt ist. Dafür 
sprachen im konkreten Fall die Einbindung 
in den Dienstplanpool, eine vertraglich 

Entgelt- oder zeitgeringfügig Beschäftigte 
Der § 8 SGB IV regelt geringfügige Beschäftigung. Absatz 1 unterscheidet dabei  
zwei Arten – ein geringfügiges Entgelt oder eine geringfügige Dauer:

„Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn 
1.	 das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig die Geringfügigkeits-

grenze nicht übersteigt,
2.	 die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens drei Monate 

oder 70 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus 
vertraglich begrenzt ist, es sei denn, dass die Beschäftigung berufsmäßig aus-
geübt wird und die Geringfügigkeitsgrenze übersteigt (...)“

GUT ZU WISSEN

vorgesehene Fortbildungspflicht und Ein-
sätze in stets kürzerem Abstand als zwei 
Monaten.

Damit fiel das Beschäftigungsverhältnis 
unter den Geltungsbereich des DRK-Rah-
mentarifvertrags. Und nach § 2 Abs. 2 
TzBfG gilt auch als teilzeitbeschäftigt, 
wer nur entgeltgeringfügig beschäftigt 
ist. Die erheblich niedrigere Vergütung 
des Klägers werteten die Richter*innen 
als mittelbare Benachteiligung wegen 
Teilzeitbeschäftigung nach § 4 Abs. 1 
TzBfG – sachliche Gründe für die Un-
gleichbehandlung sahen sie keine. Die 
Vergütungsabrede im Rahmenvertrag 
war damit nach § 134 BGB nichtig.

Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 3. Dezember 2025,  
Az.: 7 SLa 91/25

Ein Rettungssanitäter kam zu seinen Einsatzzeiten, wenn kurzfristig in Vollzeit 
beschäftigte Kolleg*innen ausfielen. Für ihn galten wesentlich schlechtere Vergü-
tungsregeln. Der DGB Rechtsschutz in Ludwigshafen verhalf ihm zu seinem Recht. 

AXEL SCHAEFER
Jurist im  

DGB Rechtsschutzbüro Ludwigshafen

Der lange Atem hat sich für unseren 
Mandanten gelohnt. Durch seinen 
Einsatz und unsere Unterstützung 
konnten wir eine diskriminierende 
Regelung entlarven. 
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Schwerpunkt

Verbot der Diskriminierung 
§ 4 des Gesetzes über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (Teilzeit- und  
Befristungsgesetz – TzBfG) regelt in Absatz 1: 

„Ein teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer darf wegen der Teilzeitarbeit nicht schlechter 
behandelt werden als ein vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer, es sei 
denn, dass sachliche Gründe eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. Einem 
teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt oder eine andere teilbare 
geldwerte Leistung mindestens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil seiner 
Arbeitszeit an der Arbeitszeit eines vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeitneh-
mers entspricht.“

GUT ZU WISSEN

Eine starre Stundengrenze benachteiligt

Seit 1978 war der Fahrdienstleiter bei der 
Deutschen Bahn beschäftigt – bis Ende 
2019 in Vollzeit mit einem individuellen 
Jahresarbeitszeit-Soll von 2.036 Stunden. 
Ab Januar 2020 wurde sein Arbeitspensum 
auf 81 Prozent reduziert – also auf 1.649 
Stunden pro Jahr. Im Jahr 2020 arbeitete er 
1.652 Stunden, hatte aber einen Vortrag 
von weiteren 73 Stunden über seinem 
Soll aus dem Vorjahr. Der anwendbare Ta-
rifvertrag sieht vor, dass diese so entstan-
dene Überzeit mit einem Zuschlag von 
4,38 Euro pro Stunde vergütet wird. Aller-
dings sah dieser Tarifvertrag eine absolute 
Mindestschwelle vor, wonach Überzeit nur 
vorliegt, wenn Beschäftigte im Jahr „min-
destens jedoch über 1.827 Stunden“ arbei-
ten. Der Kläger arbeitete 1.652 Stunden 
und unterschritt diese Grenze um 175 
Stunden. Die Arbeitgeberin verweigerte 
mit Bezug auf die tarifliche Festlegung 
einer Mindeststundenzahl die Zahlung der 
Überzeitzuschläge. 

Ein langer Weg durch alle Instanzen
Das Durchhaltevermögen des Klägers 
zahlte sich aus. Unterstützt durch die Ex-
pertise der beteiligten Jurist*innen im DGB 
Rechtsschutz konnten sowohl in der ersten 
als auch zweiten Instanz positive Urteile 
erstritten werden. Die Zuschläge wurden 
ihm dennoch verweigert. Daher musste 
das Bundesarbeitsgericht entscheiden. Die 
Richter*innen am BAG erklärten die für die 

So komplex wie das Schienennetz der Bahn ist auch die tarifliche Ausgestaltung der Arbeitsbedin-
gungen. Ein „funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag“ stand im Fokus einer Auseinanderset-
zung, die erst vor dem Bundesarbeitsgericht (BAG) ihr Ende fand. Der DGB Rechtsschutz konnte 
die Zahlung einer Überzeitzulage für einen Teilzeitbeschäftigten durchsetzen.

in Vollzeit und für die in Teilzeit beschäf-
tigten Arbeitnehmer*innen einheitliche 
Mindestschwelle im Tarifvertrag für nichtig. 
Denn sie verstößt gegen das Benachtei-
ligungsverbot von Teilzeitbeschäftigten 
nach § 4 Abs. 1 TzBfG. 

Dieses Verbot der Benachteiligung 
von in Teilzeit beschäftigten Arbeit-
nehmer*innen gelte auch für die Tarif- 

vertragsparteien, stellten die Richter*in-
nen klar. Die tarifliche Regelung gehörte 
nicht zu möglichen Ausnahmen nach § 22 
TzBfG.

Für den Kläger musste die Mindest-
schwelle entsprechend dem Verhältnis 
seines individuellen regelmäßigen Jah-
resarbeitszeit-Solls herabgesetzt werden. 
Denn die Anzahl an Arbeitsstunden, die 
für das Verdienen der Überzeitzulage 
mindestens erforderlich war, war für den 
Fahrdienstleiter nicht oder nur mit einer 
deutlich geringeren Wahrscheinlichkeit zu 
erreichen als für einen vollzeitbeschäftig-
ten Arbeitnehmer. Mit dieser neu berech-
neten proportionalen Schwelle überschritt 
der Kläger deutlich die erforderliche 
Grenze, was letztendlich zur Zahlung der 
Überzeitzuschläge führte.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom  
28. Januar 2026, Az.: 5 AZR 7/23

Autorin: Patricia Threin, 
Juristin beim DGB Rechtsschutz, 
Hauptverwaltung Frankfurt am Main

Die Reduzierung seiner Arbeitszeit kostete einem DB-Mitarbeiter bares Geld. Die 
Kolleg*innen des Gewerkschaftlichen Centrums für Revision und Europäisches 
Recht im DGB Rechtsschutz verhalfen ihm zu einer ihm zustehenden Zulage.

KI
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DISKRIMINIERUNG   Mit dem Urteil vom 21. Mai 2026 hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) einen 
Rechtsstreit beendet, der das kirchliche Arbeitsrecht über Jahre geprägt hat. Auch wenn die  
Klägerin Vera Egenberger letztlich nicht unmittelbar erfolgreich war, wurde ihr Verfahren zu 
einem Meilenstein für den Diskriminierungsschutz im Arbeitsleben.

Der Fall, der das kirchliche Arbeitsrecht 
veränderte

endgültig ab. Die Urteilsbegründung bestä-
tigte zugleich wesentliche Grundsätze, die 
im Laufe des Verfahrens für den Diskrimi-
nierungsschutz entwickelt wurden.

Keine pauschale Zugehörigkeit
Im Kern ging es um die Frage, unter 
welchen Voraussetzungen kirchliche Arbeit-
geber die Religionszugehörigkeit als Einstel-
lungsvoraussetzung verlangen dürfen. Das 
BAG hielt ausdrücklich fest, dass das kirch-
liche Selbstverständnis allein eine solche  
Anforderung nicht rechtfertigt. Entschei-
dend ist vielmehr, ob sie für die konkrete 
Tätigkeit geeignet, erforderlich und ange-
messen ist. Dabei kommt es darauf an, ob die 
Kirchenzugehörigkeit angesichts des reli-
giösen Selbstverständnisses der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft eine wesentliche, 
rechtmäßige und gerechtfertigte beruf-
liche Anforderung darstellt. Im Fall Egen-
berger bejahte das BAG dies insbesondere 
wegen der mit der Referentenstelle verbun-
denen Vertretung des kirchlichen Arbeitge-
bers nach außen.

Wirkung über den Einzelfall hinaus
Die endgültige Entscheidung ändert somit 
nichts an der Bedeutung des Verfahrens. 

Ausgangspunkt war die Bewerbung der 
konfessionslosen Sozialpädagogin auf 
eine Referentenstelle beim Evangelischen 
Werk für Diakonie und Entwicklung. In 
der Stellenausschreibung wurde die Mit-
gliedschaft in einer evangelischen Kirche 
oder einer anderen Mitgliedskirche der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen 
(ACK) vorausgesetzt. Vera Egenberger 
wurde nicht zu einem Vorstellungsge-
spräch eingeladen und sah darin eine 
Benachteiligung wegen ihrer fehlenden 
Religionszugehörigkeit.

Grundsatzfragen zum kirchlichen 
Arbeitsrecht
Der Rechtsstreit beschäftigte mehr als 
zehn Jahre lang die Arbeitsgerichte, den 
Europäischen Gerichtshof, das Bundesver-
fassungsgericht und zuletzt erneut das BAG. 
Für Vera Egenberger endete der Rechts-
streit mit einer Niederlage im Einzelfall: Das 
BAG wies ihren Entschädigungsanspruch 

Von höchster Instanz

Nach der Verhandlung im Bundesarbeitsgericht ist das mediale Interesse groß (im 
Bild von links: Vera Egenberger und ihre Prozessvertreterin Angelika Kapeller). 

ANGELIKA KAPELLER
Leiterin Gewerkschaftliches Centrum 
für Revision und Europäisches Recht 

im DGB Rechtsschutz, Kassel

„Die Kirchen mussten ihre Einstel-
lungsvoraussetzungen anpassen 
– pauschale Anforderungen an die 
Konfession sind heute nicht mehr 
zulässig. Das Verfahren hat das kirch-
liche Arbeitsrecht dauerhaft verändert 
und die Rechte von Bewerber*innen 
gestärkt. Für ihr Engagement und ihr 
Durchhaltevermögen gebührt Vera 
Egenberger großer Dank.“

Die über Jahre entwickelten Maßstäbe 
haben die Praxis kirchlicher Arbeitgeber 
bereits geprägt. Pauschale Anforderungen 
an die Religionszugehörigkeit lassen sich 
heute deutlich schwerer rechtfertigen. In 
der Abwägung der betroffenen Grund-
rechte maß das BAG dem kirchlichen 
Selbstbestimmungsrecht kein besonderes 
Gewicht im Sinne eines grundsätzlichen 
Vorrangs zu und vermied so eine erneute 
Vorlage an den Europäischen Gerichtshof.

Damit hat das Verfahren, das zuletzt vom 
Gewerkschaftlichen Centrum für Revision 
und Europäisches Recht im DGB Rechts-
schutz begleitet wurde, weit über den 
Einzelfall hinaus Wirkung entfaltet. Be-
werber*innen können sich heute besser 
gegen Benachteiligungen wegen ihrer 
Religion oder Weltanschauung wehren. 
Zugleich sind kirchliche Arbeitgeber ge-
halten, Einstellungsvoraussetzungen sorg-
fältig zu begründen und an den konkreten 
Anforderungen der jeweiligen Tätigkeit 
auszurichten.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom  
21. Mai 2026, Az.: 8 AZR 194/25 (F)
Autorin: Angelika Kapeller



RECHT SO! #2 | 2026

DGBRECHTSSCHUTZ.DE 7

Aktuelles

Die mehr als 800 Mitarbeiter*innen im DGB Rechtsschutz sind 
spezialisiert auf die Rechtsvertretung von Gewerkschaftsmit-
gliedern. Unsere Jurist*innen führen jährlich rund 125.000 neue 
Fälle vor den Arbeits-, Sozial- und Verwaltungsgerichten in allen 
Instanzen bis hin zum Europäischen Gerichtshof. Sie beraten 
Gewerkschaftsmitglieder, Betriebs- und Personalräte sowie Ge-
werkschaftsvertreter*innen in Fragen des individuellen und kol-
lektiven Arbeitsrechts und des Sozialrechts. Damit leisten unsere 
Kolleg*innen einen wertvollen Beitrag zum Schutz von Beschäf-
tigten vor Ungerechtigkeiten. 

DGB Rechtsschutz als Arbeitgeber

An der Seite der Arbeitnehmer*innen

Widerspruchsbescheid der Stadt Mainz 
in diesem Frühjahr erneut bestätigte. 
Demnach sind Gewerkschaftsbeiträge 
auch von dem zu berücksichtigenden 
Einkommen bei Menschen im Sozialleis-
tungsbezug absetzbar. Dazu gehört auch 
die Grundsicherung im Alter bei Rent-
ner*innen, bestätigte die Behörde und 
verwies auf ein Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts aus dem Jahr 1981. Schon 
damals wurde explizit erwähnt, dass die 
Absetzbarkeit von Gewerkschaftsbeiträ-
gen auch für Rentner*innen gilt (BVerwG, 
am 4. Juni 1981, Az.: 5 C 46.80).

Gewerkschaftsbeiträge

Absetzbar auch im Alter 

Der Gewerkschaftsbeitrag ist ein aner-
kannter Beitrag für Berufsverbände nach 
§ 3 Abs. 4 Nr. 3 EV-82 und kann von den 
Gewerkschaftsmitgliedern steuerlich ab-
gesetzt werden. Das gilt übrigens auch 
für Rentner*innen, wie ein positiver 

Präsent bei Fakultätskarrieretagen der Universitäten: In 
diesem Frühjahr präsentierten sich unter anderem Lukas 
Greb aus dem Büro Frankfurt am Main und Julia Wal-
denburger (im Hintergrund) aus der Abteilung Personal 
gemeinsam mit weiteren Kolleg*innen aus Offenbach bei der 
Juracon in Frankfurt. Sie gaben persönliche Einblicke in ihre 
Arbeit und informierten die Studierenden und Interessierten 
über die beruflichen Möglichkeiten im DGB Rechtsschutz.

Beiträge für den Rechtsschutz
Die Leistungen durch den DGB Rechts-
schutz sind in den Beiträgen der Gewerk-
schaftsmitglieder enthalten. Durch diese 
finanzielle Unabhängigkeit ist unser 
Blick allein auf die Belange unserer Man-
dant*innen gerichtet. Davon profitieren 
Gewerkschaftsmitglieder selbst nach 
dem aktiven Berufsleben – zum Beispiel 
bei Auseinandersetzungen rund um die 
Rente oder um andere Sozialleistungen.

Der DGB Rechtsschutz ist eine starke Gemeinschaft, die auch als 
Arbeitgeber attraktiv ist. Neue Kolleg*innen profitieren von einem 
großen Wissensaustausch und den vielen Möglichkeiten eines mo-
dernen Arbeitgebers. Das zeigen wir auch auf Karrieremessen und 
Kongressen. Einblicke in ihre Arbeit geben unsere Kolleg*innen 
zum Beispiel auf Karrieretagen an den Universitäten. Präsent sind 
wir in diesem Jahr noch unter anderem beim Fakultätskarrieretag 
(FKT) Mitteldeutschland (21. Oktober), dem FKT Bremen (10. No-
vember), an der HU Berlin (11. November), in Köln (17. November), 
Mainz (3. Dezember) und bei der Juracon München (10. Dezember). 

Karriere beim DGB Rechtsschutz

Im DGB Rechtsschutz finden In-
teressierte abwechslungsreiche 
Tätigkeiten. Ob für Studierende, 
Rechtsreferendar*innen, Rechtsan-
waltsfachangestellte, Volljurist*in-
nen oder Schüler*innen auf der 
Suche nach einem Praktikum sowie 
an einer Ausbildung Interessierte: Der 
DGB Rechtsschutz bietet viele span-
nende Berufsbilder und freut sich 
über Menschen, die einer sinnstiften-
den Arbeit nachgehen wollen. 

Mehr Infos über 
uns als Arbeit- 
geber hier: 

www.dgbrechts-
schutz.de/karriere

KOMM
IN
UNSER
TEAM! 

KI
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Interview

INTERVIEW   Diskriminierung im Arbeitsleben ist nicht immer leicht zu erkennen. Sandra Kothe- 
Woywode und Sarah Wichmann vom DGB Rechtsschutz erklären, wo Benachteiligungen auftreten, 
was Betroffene tun können und warum beim Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ein 
genauer Blick entscheidend ist. 

Woran erkennt ihr in der Rechtsschutz-
praxis, dass ein Konflikt auch eine Be-
nachteiligung nach dem AGG sein könnte?
Genau darin liegt die Herausforderung: 
Wir müssen anders zuhören. Viele Men-
schen kommen nicht zu uns und sagen: 

„Ich werde diskriminiert.“ Sie schildern 
zunächst einen Konflikt aus ihrem Ar-
beitsalltag. Sobald dabei eines der im 
AGG geschützten Merkmale genannt wird, 
müssen wir gezielt nachfragen. Das sollte 
für uns zum Automatismus werden. 

Welche Formen von Benachteiligung be-
gegnen euch besonders häufig?
Benachteiligungen können sich in jedem 
Bereich des Arbeitslebens finden und 
können auch mittelbar auftreten. Be-
sonders oft begegnen uns Fälle, in denen 

Menschen mit 
B e h i n d e r u n g 
b e n a c h t e i l i g t 
w e r d e n .  H i e r 
gibt  es  noch 
weitere Schutz-
mechanismen, 
etwa den be-
sonderen Kün-
digungsschutz, 
die Schwerbe-
hindertenvertre-
tung oder den 
Anspruch auf 
einen leidens-
gerechten Ar-
beitsplatz. Auch 
von geschlechts-
spezifischer Be-
nachtei l igung, 
insbesondere im 
Zusammenhang 

Sandra Kothe-Woywode, Regionalleiterin Ost, und Sarah Wichmann, Juristin Büro Halle beim DGB Rechtsschutz 

Früh erkennen und Rechte durchsetzen
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IMPRESSUM

mit Mutterschaft, und von rassistischer 
Diskriminierung betroffene Personen 
wenden sich an uns. Vermeintlich neutrale 
Anforderungen können ebenfalls diskri-
minierend wirken – wenn etwa Deutsch 
als Muttersprache verlangt wird, obwohl 
dies für die Tätigkeit nicht notwendig 
ist. Mobbing kann ebenfalls mit Diskri-
minierung zusammenhängen. Trotz der 
Beweiserleichterung zugunsten der Be-
troffenen ist die Beweisführung oft schwie-
rig. Wichtig ist außerdem: Wir sehen nur 
die Fälle, die bei uns ankommen. Unsere 
Wahrnehmung bildet deshalb nicht das 
gesamte Ausmaß von Diskriminierung im 
Arbeitsleben ab.

Was können Arbeitnehmer*innen tun, 
wenn sie sich diskriminiert fühlen?
Vor allem sollten sie Vorfälle genau do-
kumentieren: Was ist wann passiert, was 
wurde gesagt oder geschrieben? Auch 
mögliche Zeug*innen sollten notiert wer-
den: Wer war dabei? Das kann später für 
die Beweisführung entscheidend sein.

Ebenso wichtig ist es, frühzeitig Beratung 
zu suchen. Für Ansprüche auf Schadenser-
satz oder Entschädigung nach dem AGG 
gelten kurze Fristen: Sie müssen grund-
sätzlich innerhalb von zwei Monaten gel-
tend gemacht werden. Für eine Klage blei-
ben danach weitere drei Monate.

Im DGB Rechtsschutz gibt es eine Arbeits-
gruppe zum AGG. Was ist ihre Aufgabe? 
Wir wollen Wissen und Erfahrungen bün-
deln und unsere Kolleg*innen stärker für 
mögliche AGG-Fälle sensibilisieren. Dafür 
beobachten wir die aktuelle Rechtspre-
chung, unterstützen bei schwierigen Fall-

RI1
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konstellationen 
und bieten inter-
ne Schulungen 
an. Ein wichtiger 
Bestandteil ist 
außerdem die 
Vernetzung mit 
dem DGB und 
d e n  G e w e r k -
s c h a f t e n .  G e -
meinsam wollen 
wir Strategien 
entwickeln, um 
Diskriminierung 
früher zu erken-
nen. Auch der 
Austausch mit 
Antidiskriminie-
rungsstellen ge-
hört dazu.

Das AGG gilt seit 20 Jahren. Wo funktio-
niert der Diskriminierungsschutz heute 
gut und wo seht ihr noch Lücken?
Das gesellschaftliche Bewusstsein für Dis-
kriminierung ist in den vergangenen Jahren 
gewachsen. Die Rechtsprechung hat eben-
falls wichtige Maßstäbe gesetzt – etwa das 
Bundesarbeitsgericht und der Europäische 
Gerichtshof bei Fragen der Entgeltgleich-
heit. Zugleich erleben wir Gegenwind. Bei 
der praktischen Rechtsdurchsetzung gibt 
es weiterhin Hürden. Die Fristen des AGG 
sind aus unserer Sicht zu kurz. Außerdem 
sollte das Antidiskriminierungsrecht in der 
juristischen Ausbildung eine größere Rolle 
spielen. Bei den Gerichten braucht es eine 
stärkere Sensibilisierung für diese Fälle. Wir 
sehen einen erheblichen Reformbedarf im 
AGG, um den Schutz vor Diskriminierung 
im Arbeitsleben sicherzustellen.

Sandra Kothe-
Woywode rät von 
Diskriminierung 
Betroffenen, alles 
von Beginn an gut zu 
dokumentieren und 
sich frühzeitig bera-
ten zu lassen.

Sarah Wichmann 
sieht in der Recht-
sprechung zu Dis-
kriminierungsfällen 
noch Verbesse-
rungsbedarf. Eine 
Arbeitsgruppe im 
DGB Rechtsschutz 
setzt sich dafür ein. 


